
Der Wirt(haftsdien|t erfkheint wöchentlich einmal. 

Beut[cber Uclkswnrt 
Herausgegeben vom Hamburgifhen Welt=Wirtfchafts =Rrdjiv 

* (3entfralftelle des Hamburgifkhen Kolonialinftituts) 

Jahrespreis bei der Poft und im Buchhandel 72.— Mark i 

In Kommifflon bei Otto Meißners Derlag in Hamburg. Schriftleitung: Hamburg 36, Rothenbaumchauffee 5. Fernfprecher: fanfa 2447 —51 

Jir. 52 5. Jabrg. 

Kleine 

Die Frage der Geschäftsbeteiligung der Ar- 

beitnehmer am Unternehmen ist durch das Gut- 

achten des aus Veriretern des Reichswirtschafts- und des 

Reichskohlenrates gebildeten Verständigungsausschusses für die 

Bergbau- Sozialisierung vom 10. 11. 20 (vgl. „W.-D.“ Nr. 46 v. 

12. 11. 20 und Nr. 49 v. 3. 12. 20) wieder einmal in den Vor- 
dergrund des allgemeinen Interesses gerückt worden. Zu einer 

Einigung zwischen Befürwortern und Gegnern ist es aber auch 

dieses Mal nicht gekommen. Der Kampf der Meinungen geht 

eher noch erbitterier weiter. Den einen bedeutet die Geschäfts- 

beteiligung: Überlassung‘ 6ines bestimmenden Einflusses auf 
das Unternehmen, seine Leitung und_ Verwaltung, oder 

auch das Mittel zu einer geldlichen Interessierung der 

damit Hebung der Volkswirtschaft herbeizuführen. Die Gegner 

dieser Auffassung erblicken in ihr einen Versuch, die Arbeit- 
nehmer von dem einzig erstrebten Ziel der vollen Somahswrung 
abzulenken. 

Von einer nur berechtigenden ,, Gewinnbeteiligung“ 

kann bei der folgenden Erörterung abgesehen werden, es soll 

vieimehr . die Möglichkeit, die unter Statuierung von 

Rechten und Pflichten das erwähnte Ziel zu erreichen 

sucht, behandelt werden: Das Problem der kleinen Aktien. 

Der bisherige Rechtsgrundsaß, um dessen Durchbrechung 

es sich dabei handelt, ist die Bestimmung des geltenden Ak- 

tienrechts (HGB. $ 180): Der Mindestbetirag der 
Aktien beträgt 1000 Al. Die deutsche Rechtsordnung ist 
die einzige, die eine derartige hohe Mindestgrenze für Aktien- 

beträge enthält und sie in den verschiedenen Entwickelungs- 

stadien des Aktienrechts aufrechterhalten hat. Bei der Be- 

ratung der Aktiennovelle im Reichstag des Norddeutschen 
Bundes 1870 wurde seitens der ‚verbündeten Regierungen als 

Grund für die Festseßung dieser unteren Grenze der Aktien- 

beiräge angeführt: 

1. Schuß des leichtgläubigen Publikums vor schwindel- 
haften Aktiengesellschaften. 

2. Kleine Aktien würden leicht in‘ gewissen Kreisen als 
Geldpapier kursieren. . 

3. Aktiengesellschaften seien Gesellschaften für Zwecke, 
bei denen es von vornherein größerer Kapitalien be- 
darf, 

träge nicht zusammenkommen würden. 

Die nächste Novelle des Akt19nrechts vom Jahre 1884, die 
im wesentlichen eine Einschränkung mancher zu freien Be- 
stimmungen der Novelle von 1870 zum Schuße des Publikums 

Hamburg, den 29. Dezember 1920 

' lichen die Absicht des damaligen Gesetgebers. 

die ohne die Zusammenfassung hoher Einzelbe-. 

Aktien 

! bezweckte, übernahm die 1000 A-Aktie; auch die jeßt geltende . 

ı Fassung des Aktienrechts auf Grund der Neuredigierung des 

ı HGB. im Anschluß an däs BGB. hat, 

das alte Prinzip aufrechterhalten. i 

Nicht unwidersprochen. Aus der Praxis erhob man mehr- 

wie schon erwähnt, 

; Iach unter Hinweis auf ausländisches Recht die Forderung, 

' auch im deutschen Recht Aktien mit geringen Nennbeträgen 

; zuzulassen; ein Eingeständnis an diese Richtung stellen die 
ı Ausnahmebestimmungen des 8& 180, 1. 2. dar, wonach Aktien 

‚bisherabzu 200 M ausgegeben werden können 

1. bei gemeinnüßigen oder solchen Unternehmungen, denen 

seitens Öffentlicher Körperschaften ein Mindestertrag 

gewährleistet wird, mit Genehmigung des Bundesrats, 

2. falls die Übertragung der Aktien nur durch gerichtlich 

oder notariell beglaubigte . Erklärung mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats oder der Generalversammlung er- 

folgen kann. _ 

In beiden Fällen handelt es sich nur um Namensaktien. Eine 

; größere praktische Bedeutung haben diese Ausnahmefälle 

nicht zu erlangen vermocht; dahin ging wohl auch im wesenti- 

Die Über- 
zeugung weiterer Kreise von der Nüßlichkeit. und Notwendig- 

keit kleiner Aktien wurde dadurch : jedoch nicht entkräitet; 

diese Forderung wurde vielmehr immer wieder von Neuem 
erhoben und verdichtete sich u. a. im Jahre 1909 zu einer Ein- 

gabe einer Arbeitnehmergewerkschait an den Reichstag, in der 

die Ausgabe frei übertragbarer Kleinaktien an die Arbeiter 

des eigenen Unternehmens gefordert wurde. 

Tatsächlich besigßt das deutsche Recht auch — wenn auch 

mit Örtlicher bzw. sachlicher Beschränkung — die Möglichkeit, 

Aktiengesellschaften mit kleinen Aktien zu gründen: im Kon- 
sularrecht und im Kolonialrecht. Es ist lehrreich 
an diesen beiden Beispielen zu verfolgen, wie wirtschaffiliche 

Bedürfnisse, die in der Praxis sich entwickelt haben; ‚selbst 

entgegen eingewurzelter ‚traditioneller Überzeugung sich durch- 

zuseßen vermögen und ihre Anerkennung dürch gesebliche 
Normierung erzwingen; es beweist mit klarer Deutlichkeit die 

starke rechtschaffende Gewalt der Praxis und die nur Form 
gebende Aufgabe des Geseßgebers. 

Aus der Weite des. Weltwirtschaftslebens drangten sich 

hier Ideen in den festen Bau des deutschen Rechts ein; ein 

Beispiel von vielen für den fortischrittlichen Charakter un-, 
seres Kolonial- und Konsularrechts, die beide den Bedürf- 
nissen und Gebilden der Praxis freier, durch Tradition und 

Formen weniger eingeengt gegenüberstanden als unser hei-
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misches Recht, dem sie in mancher Beziehung schon Vorbild 

geworden waren. Der Verlust unserer Kolonien und unserer 

Weltgeltung bedeutet deshalb auch unter diesem Gesichtspunkt 
einen für die deutsche Rechtsentwickelung wohl fühlbaren 
schweren Schlag. ; 

So die gegenwärtige rechtliche Lage. Die Frage bildete, 
um nur einige Beispiele zu nennen, in jüngster Zeit den Ge- 

genstand von Verhandlungen bei der Firma Krupp und im 

Siemens-Konzern; mehrfach haben große Verbände in Ent- 

schließungen sieh .für Einführung von Kleinaktien ausge- 

sprochen, so die „nordwestliche Gruppe des Vereins deutscher 

Eisen- und Stahlindustrieller“, der „Verein zur Wahrung der 

gemeinsamen -wirtschaftlichen Interessen im Rheinland und 

Westfalen“, ebenso die Handelskammer Dresden. Bekannt 

sind ferner die mehrfachen Ausführungen des Geh. Finanzrat 

Hugenberg, des ehemaligen Mitgliedes des Kruppschen Di- 

rektoriums; das gleiche‘ forderte eine von dem Unterstaats- 
sekretär im preußischen Handelsministerium, Göppert, 

ausgearbeitete Denkschriit. Auch in der Fachliteratur ist die 

Frage des Ööflteren behandelt. Einen Geseßentwurf über Vor- 

zugs-Arbeiteraktien fordert der Bericht des Nationalversamm- 

lungs-Ausschusses für soziale Angelegenheiten. Ein Vertreter 
der Regierung erklärte in ‚der Sigung der. Nationalversamm- 

lung vom 12,. 12, 19, daß die Regierung die Notwendigkeit der 

Prüfung der Frage der Kleinaktien anerkenne und im Zusam- 

menhang mit der Nachprüfung des gesamten Handelsrechts 

auch die eitwaige Abänderung der iraglichen Bestimmungen 

des Aktienrechts erörtern werde. 

Die Gründe für dieses, seiner Intensität nach zu urteilen, 

doch allgemein empfüundene Bedürfnis sind mannigfacher Art. 

Sie liegen zunächst in einer grundsäßlichen Ablehnung des 

Standpunktes unseres gegenwärtigen Rechts, daß das Publi- 

kum durch vorbeugende Maßnahmen des Gese$gebers vor Spe- 

kulation geschüßt werden müsse; der Hinweis auf schlechte 

Erfahrungen, die man mit der englischen Pfundaktie bei 

schwindelhaften südafrikanischen Aktienunternehmungen ge- 

macht hatte, hat lange bei uns als Schreckgespenst gewirkt und 

im wesentlichen den einzigen sachlichen Grund gegen die Klein- 

aktie gebildet. Er ist in dieser Verallgemeinerung nicht stich- 
haltig; denn einerseits mag darauf‘ hingewiesen werden, daß 

auch im deutfschen Aktienrecht die Festsegung der 1000 AM- 

Aktie gerade in der auf die Novelle von 1870 folgenden Grün- 
derpericde ’es nicht verhüten konnte, daß jenen unsoliden 

Gründungen viel Kapital zum Opfer fiel. Anderseits beweist 

die gesebliche Zulassung kleiner Aktien im ausländischen 
Recht, daß diese keineswegs volkswirtschaftlich gesunden Ver- 

hältnissen entgegenstehen. Die zweckmäßige Sicherung gegen 

Spekulationsverluste kann nicht in der Heraufsegung der 
Mindesthöhe der Aktienbeiräge erblickt werden, sie kann und 
wird ausschließlich im Zwang zu , einer möglichst großen 

Öffentlichkeit aller Gesellschaftsvorgänge und in der damit 

vor allem durch die Mitglieder selbst auszuübenden Kontrolle 

des Unternehmens gefunden werden. Wirksamer noch als 

staatliche Aufsicht und Mitwirkung ist dieser Zwang. auf die 

Gesellsehaften, zu einer Kontrolle durch die eigenen Mit- 

glieder, die ’Allgemeinheit und besondere Organe des Handels. 

In dieser Richtung bewegt sich auch die durch die Praxis 

angebahnie Weiterentwickelung. Das deutsche Volk wird, von 

den krankhaften und anormalen Verhältnissen der gegenwär- 

tigen Spekulationsperiode abgesehen, reif genug sein, gleich 

anderen Nationen die Verantwortung für sein finanzieiles Tun 

ohne jene staatliche Gängelung zu tragen. Zudem sollte man 
- wie der Berichterstatter der Kommission bei der Beratung 
der Novelle zum HGB. 1510 mit Recht. betonte — „in diesem 

Punkte nicht so gewissenhaft sein in einem Lande, wo Staats- 

‚ lichkeit 

! lotterien bestehen. Die Pifiundshares seien immerhin eine viel 

solidere Anlage als eine gewöhnliche Staatslotterie.“ Ein Hin- 

weis auf unsere ‚Kriegsanleihen mit ihrer Stückelung bis zu 
100 C mag gleichfalls in diesem Zusammenhang gestattet sein. 

Demgegenüber spricht für eine Zulassung kleiner Aktien 

die Möglichkeit, das Gesellschafiskapital auf breitester Grund- 

Jage auizubauen. Die Aussicht, durch Kleinaktien in weiten 

Kreisen größeres, wirtschaftlich nußbringend sich äußerndes 
' Interesse für das Unternehmen zu wecken, darf jedoch nicht 

überschäßt werden. Der Einfluß des Einzelaktionärs auf die 

° Leitung des Unternehmens ist — ebenso wie sein tätiges In- 

teresse: — erfahrungsgemäß derart gering, daß für die nur mit 

einem Bruchteil des gewöhnlichen Stimmrechts ausgestatteten 

; Kleinaktien in dieser Beziehung kaum etwas Besonderes er- 

wartet werden darf. Nur da, wo die kleinen Aktien ganz oder 

zum Teil den eigenen Arbeitnehmern der Gesellsehaft vorbe- 

halten werden, wird dieses Interesse fühlbarer werden, ob- 
wohl auch hier naturgemäß die Höhe des Interesses, zahlen- 

mäßig gefaßt, nur dem Ertrag der Beteiligung, m. a. W. der 

jeweiligen Dividende entsprechen wird. Und daß — selbst nach 

einem Abbau der Löhne — auch bei gutier Verzinsung des Un- 

ternehmens die auf die verkleinerten Aktien: entiallenden Di- 

videndenquoten dem Arbeiter einen wesentlichen Anreiz zu be- 

sonderer Arbeitsintensifät bedeuten würden, mag immerhin 

zweifelhait erscheinen, Die Leitung der Unternehmen würde, 

worauf Hugenberg hinweist, besonders da, wo die Klein- 

aktien den eignen Arbeitnehmern vorbehalten werden, einem 

konstanteren, konkret verkörperten Gesellschaftskapital gegen- 

überstehen und dementsprechend in engere Beziehungen zu 

ihren Geldgebern kommen als jegt. Dem würde anderseits 

eine moralisch stärkere, einschränkendere Verantwortlichkeit 

der Leitung entsprechen, insofern als den weniger kapital- 

kräftigen Kleinaktionären gegenüber der Betrieb in seiner 

Handlungsfreiheit beengter sein muß als auf der Grundlage 

eines „kapitalistisch“ zusammengesetßten Gesellschaftsver- 

mögens. ; 

Steht somit einerseits die wirtftschafiliche MG6g- 

bzw., Nüßlichkeit der Kleinaktie 

außer Frage, so soll doch anderseits davor gewarnt wer- 

‚ den, an ihre Einführung allzuweitgehende Hoffnungen hezüg- 
lich der Erreichung. wirtschaftlicher Nebenziele zu knüpfen. 

Die Annahme, daß gerade die geldliche, persönliche Beteiligung 

der Arbeitnehmer am Unternehmen ihr Interesse an dessen 

| Rentabilität und daher geordnetem Betriebsgang erhöhen, daß 

; der Einblick in die feineren wirtschaftlichen Zusammenhänge 

ı das Verständnis und Vertrauen zur Betriebsleitung fördern 

ı werde, ist nach den Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit 

so oft in ihr Gegenteil umgeschlagen, daß man derartigen Ver- 
sicherungen nur abwartend gegenüberstehen kann, 

In welcher Weise kann nun durch den Gesegßgeber die Ein- 

führung der Kleinaktie in,das deutsche Recht erfolgen? 

Grundsäßlich ist bei einer geseßlichen Einführung der 

. Kleinaktie festzulegen, daß die Kleinaktionäre im 

Verhältnis ihrer Kapitalbeteiligung vollberechtigte und 

-verpflichtete Aktionäre werden. Gerade im Hin- 

‘ blick darauf sollte von der Garantierung einer Mindestdivi- 

' dende fül die Kleinaktien abgesehen werden, Auf Spareinlagen 
der Arbeitnehmer sowie bei Erwerb von Schuldverschreibungen 

‚ des Unternehmens mag ihnen ein Mindestertrag, der sich je- 
weils bis zur Höhe der allgemeinen Dividende steigert, zuge- 

sichert werden., Dem vollberechtigten Kleinaktionär gegenüber 
aber entfällt jeder Grund, das Risiko eines geringen oder keines 

Geschältsertrags der Gesellschaft aufzubürden. 
Die wichtigsten Fragen, zu denen bei einer geseßlichen 

Regelung Stellung genommen werden }nuß‚ sind etwa folgende:
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1. Soll der Grundsaß, kleine Aktienauszugeben, : 

als allgemein zwingend für alle A,-G. aufgestellt 

werden? Soll eine Mindestquote des Gesamtbe- 
tragsder kleinen Aktien im Verhältnis zum Gesamt- 
aktienkapital festgesegt werden? In beiden Fällen darf eine 

bindende geseßliche Regelung nicht. erfolgen. Die 

Gegsellschaften werden sich ihrerseits die oben behandelten Vor- 

teile einer kleinen Stückelung ihres Aktienkapitals kaum ent- 

gehen lassen; bindende Einzelvorschrilten bedeuten dagegen oft 

je nach den Verhältnissen für das Unternehmen wie für die 
Allgemeinheit lästig empfundene Beschränkungen. 

2., Mindestnennbeirag der Kleinaktien. 

100 A als untere Grenze . wird — auch für Zeiten einer wieder 

höheren Bewertung unseres Geldes — den.Bedürfnissen der 

Praxis entsprechen. Zu weitgehende Stückelung nimmt leicht 

dem einzelnen Kleinaktionär das Bewußtsein seiner gesell- 

schaftlichen Beteiligung infolge zu geringer Stimmquote. Die 

Grenze für die gerade vorteilhafte konstantere Zusammensebung 

der Geselischaitskapitalien wäre damit überschritten. Auch im 

Hinblick äuf den vorerst bestehenden Depotzwang sowie auf 

den Tiefstand unserer Valuta darf die Zerlegung des Aktien- 

kapitals nicht über eine gewisse untere Grenze hinausgehen. 

3. Allgemeine Ausgabe kleiner Aktien als In- 

haberpapiere oder Beschränkung derselben als Na- 

mensaktien auf den engeren Kreis. der eigenen Arbeit- 

nehmer des Unternehmens? KEin geseßlicher Zwang zu einer 

grundsäßlichen Beschränkung der Ausgabe erscheint weder 

zweckmäßig noch praktisch durchführbar, ' Leßteres schon des- 

halb nicht, weil nicht jede A.-G. eine Produktionsgesellschaft 

ist, also Arbeitnehmer — abgesehen von ihren Büroangestell- 

ten — beschäftigt. Eine Zulassung kleiner Aktien mit Be- 

schränkung auf Produktions-A.-G, würde jeder sachlichen Be- 
gründung entbehren. Außerdem, selbst Namensaktien, nur an 

eigene Arbeitnehmer ausgegeben, schüßen nicht davor, daß die 

.Erträgnisse der Geschäftsanteile Dritten zugute kommen, da 

nicht festzustellen ist, ob nicht der Aktienerwerber nur Stroh- 

mann ist, hinter den andere Personen als die wahren Geld- 

geber und damit Nußnießer stehen. Man hat vorgeschlagen, 

da, wo Kleinaktien ganz oder zum Teil auf die Angehörigen 

des Betriebes beschränkt bleiben, Genossenschaiten 

der Arbeitnehmer. zu bilden, die die Gesamtmenge der 

in Frage kommenden Kleinaktien übernehmen und die einzel- 

nen Stücke gegen Bezahlung des Ausgabewertes an die Ar- 

beiter übergeben sowie die Aktien abkehrender Arbeiter wieder 

einlösen. Sie würden so über einen jeweils verschiedenen Be- 

stand nicht verausgabter Aktien verfügen, den sie im Interesse 

der Gesamtarbeiterschaft zu verwalten und zu vertreten hätten. 

Dabei ist jedoch zu bedenken, daß auch die Bildung solcher 
Werksgenossenschaften zwecks Aktienübernahme nicht immer 

— namentlich bei Neugründungen -— möglich sein wird. Der 

notwendige Zwang zur Errichtung solcher Genossenschaften 
und damit zur Investierung von Arbeiterkapital in dem Unter- 

nehmen, der somit einer Ausgabe kleiner Aktien vorhergehen 

müßte, würde seinerseits wohl wieder besondere Sicherungen 

dieses Genossenschaftskapitals erforderlich machen.. (Z. B. Aus- 

sonderungsrecht im Konkurs.) 

Die zweckmäßigste Art der Ausgabe von 

Kleinaktien, die Unternehmen und Arbeiter im voraus 

am wenigsten bindet, wird wohl — wenigstens soweit Neu- 
gründungen in Frage kommen, — eine Ausgabe nach den 
bisherigen Grundsäß en einer Aktienyermehrung sein: 

Übernahme des Gesamtbetrages der neuen Kleinaktien durch 

‚eine Bank oder ein sonstiges Kreditinstitut, gegebenenfalls mit 

der Verpflichtung, die Aktien oder einen Teil derselben be- 

Stinımten Personenkreisen — z. B, den eigenen Arbeitnehmern 

des Unternehmens — zunächst anzubieten. Eine Sicherheit, die 

Kleinaktien tatsächlich jenen Personenkreisen, etwa unter 

Ausschluß des stärkeren Kapitals vorzubehalten, ist damit 

allerdings nicht gegeben, ist auch begrifflich mit dem Wesen 

der Inhaberaktie nicht vereinbar. Bereits bestehende A.-O., 

bei denen die Möglichkeit unmittelbarer Aktienzeichnung durch 
die Arbeitnehimer oder die einer Bildung von Werksgenossen- 

schaften. vorhanden ist, werden bei küniftigen Kapitalsérhöhun— 

gen vielleicht im einzelnen Falle diesen Weg vorziehen. Er 

gestattet, zumal wenn es sich um Namensaktien handelt, deren 

Besig an die Zugehörigkeit zu Unternehmen geknüpift ist, 

aus dem Aktienbestand der Genossenschaft auch denjenigen 

Arbeitern Anteile zu überweisen, die erst nach der Aktienaus- 

gabe in den Betrieb eintreten, Schon die Vielgestaltigkeit der 

Ausgabemöglichkeiten spricht dafür, in dieser den Unterneh- 

mungen möglichste Freiheit zu belassen und nicht Ausgabe- 

und Verwendungsart geseBlich den kleinen Aktien vorzu- 

schreiben. 

dem 

4, Die Sicherung gegen einen etwaigen Miß- 
brauch dieser den Gesellschaften zu belassenden Freiheiten 

muß in einer scharfen Kontrolle der Verhältnisse einer 

Gesellschaft bestehen, die der Ausgabe solcher kleinen Aktien 

vorauszugehen hat. Sie wird zweckmäßig eigenen Organen 

des Handels, unter Ausschaltung einer Mitwirkung des 

Staates, übertragen. Hier würden die gegebenenfalls entspre- 

chend auszugestaltenden Börsenausschüsse in Frage 

kommen, deren Votum gleichzeitig die Voraussegung für die 

Zulassung der betreffenden Kleinaktien zur Börse bilden müßte, 

Zum Schluß sei noch kurz auf die Behandlung der 

Kleinaktienim ausländischen Recht eingegangen. 

Bekannt ist vor allem die Pfundaktie des englischen 

Rechts. Im ehemaligen Deutsch-Südwest-Afrika hatte sie sich 

erfolgreich durchgesebßt; die dort arbeitenden englischen A.-G. 

(Otavi-Exploring Syndicate, The South African Territories und 

South West Africa Coinpany; große Bergwerksgesellschaften) 

bauen sich zu einem erheblichen Teil auf deutschem Kapital 

auf, das ohne. weiteres zur Übernahme der Pfundaktien der 

Gesellschaften bereit war. Das französische Recht 1äßt 

Aktien bis herab zu 25 bzw. 100 fr zu, je nach Höhe des Ge- 
selischaftskapitals. Eine neue Art der Geschäitsbeteiligung der, 

Arbeitnehmer wurde in Frankreich durch Gesegß vom 26. 4, 17 

geschaffen. Es handelt sich hierbei um einen fingierten Aktien- 

besiß der Gesamtarbeiterschaft als solcher; diese Aktien wer- 

den nicht eingezahlt, sie nehmen nur an der allgemeinen Divi- 

dende Teil; der auf die Gesamtmenge dieser Arbeiteraktien 

entfallende. Gewinnbetrag wird unter die Mitglieder der Ge- 
nossenschaft verteilt. Tro6 gewisser aktienrechtlicher Berech- 

tigung dieser Werksgenossernschaiten handelt es sich hier um 
reine Gewinnbeteiligung ohne entsprechende Leistungen der 

Berechtigten, so daß diese Regelung für die Frage der Klein- 

aktie unmittelbar nicht in Betracht kommt. Das amerika- 

nische Recht kennt kleine Aktien, ebenso Schweden mit 

Mindestbeträgen von 10 bzw. 50 Kr, Norwegen mit 10 Kr; 

das beigische Recht hat Aktien bis zu 100 fr, das rumä- 

nische bis zu 100, 200 bzw. 500 Lei.*) 

Dr. jur. Heimann Kuott, Halie a. S, 

1) Im „Bankarchiv“ Nr. 21 v. 1.8.20 S, 248 betont Heinrich Dove u. a. 

noch besonders, daß der gesunkene Geldwert schon die Grenze von 1000 M, als 

zu niedrig im Sinne der bestehenden Vorschriften ‚erscheinen läßt und weist 

auf den ablehnenden Standpunkt der Sozialdemokratie hin. Ferner sei an Literatur 

erwähnt: Fröchtli rig in „Stahl und Eisen“ 1919 S. 657/62, Beumer im „Tag“ 

Nr. 137 v. 1.7.19. Edw. Bader in „Freie Wirtschaft“ v. 1. 6. 19. 

Schriftisitung



England 
Wiederaufleben der Schutzzollpropaganda, Dye=s 

stuffs Corporationundandere Kriegsgründungen 

In-einem Kommentar über die deutsche Exportindustrie 

bemerkt der Londoner „Economist“: „Die deutschen Behörden 

arbeiten bei der Festsetzung der Ausfuhrzuschläge zu 

langsam. Wird die deutsche Valuta besser, so bewirken diese 

Zuschläge, daß die deutsche Industrie überhaupt nicht ex- 
portieren kann, da infolge der steigenden Valuta ihre Ausfuhr- 

preise höher werden als die des Weltmarkts; geht dagegen die 

Valuta zurück, so vermögen die rückständigen und verspäteten 

Festsetzungen von Ausfuhrzuschlägen die Marge nicht voll 

auszugleichen, die zwischen dem Preis der mit unterwertiger 

Valuta exportierenden deutschen Iudustrie und dem Welt- 

marktpreis besteht,“ N 
Diese Beobachtung mag richtig sein. Doch muß man sich 

in England darüber klar sein, daß .mit der Behebung dieser 

Schwierigkeiten das handelspolitische Problem des „Dumping“ 

nicht gelöst ist. Je größer die Summe ausfällt, die man 

Deutschland als Kriegsentschädigung auferlegt, desto größer 

muß die Gefahr dieses Dumping werden, denn so lange Deutsch- 

land Zahlungen an das Ausland zu entrichten hat, die über 

seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hinausgehen, muß not- 

gedrungen der Wert der Mark ständig sinken. In dem Umfang, 

in dem die wirtschaftliche Lage im Innern sich konsolidiert 

und der alte deutsche Wille zur Arbeıt zurückkehrt, wird dann 

die Industrie von der güustigen Konstellation Gebrauch machen 

und der „Economist“ übersieht, daß auch der bestorganisierte 

Behördenapparat niemals in der Lage sein wird, in diesen ganz 

natürlichen Zusammenhängen eine Änderung eintreten zu lassen, 

Die Wirkungen dieser Wechselbeziehungen wurden wieder- 

holt in dieser Zeitschriit dargelegt und man kann erkennen, 

daß der deutsche Export, Dumpingexport, wie man in 

England vielfach sagt, schon heute recht erheblich eingesetzt ‘ 

hat, obwohl Kriegsentschädigungszahlungen noch nicht einmal 

festgesetzt sind, ; ; ; 

Wir gaben in Nr. 47, S. 666 einen Überblick über die 
deutsche Wareneinfuhr nach England vor und nach dem Krieg, 

aus der ersichtlich war, daß in manchen Produkten die alten 

Ziffern wieder voll erreicht, in manchen sogar überschritten 

sind. Allerdings nur bei Uhren dem Werte nach, bei haiber 

Menge, und bei Musikinstrumenten der Menge nach, bei halbem 

Wert. Dagegen kann sich die englische Ausfuhr nach Deutsch- 

land noch nicht wieder ihres alten Umfangs erfreuen; trotz 

der Weltteuerung hat dieselbe noch nicht einmal den dritten 

Teil de_f Friedensausfuhr von 1913 erreicht und zeigt von 

Monat zu Monat. im Gegensatz zu Deutschland keine steigende 

Tendenz. Diese Tatsache hat in England in industriellen 

Kreisen große Beunruhigung hervorgerufen; gerade wie im 

vorigen Winter, in dem auch die deutsche Valuta stark zurück- 
ging und die Ausfuhr entsprechend stieg, entfaltet sich jetzt 

wiedereinelebhafteAgitation gegendasdeutsche 

Dumping. Sie findet mehr Anklang als voriges Jahr bei 

dem englischen Volk, denn voriges Jahr war die Konjunktur 

gut, alle Werke waren voll beschäftigt und es gingen für die 

Industrie mehr Aufträge ein als sie in absehbarer Zeit zu be- 

wältigen in der Lage war. Das ist inzwischen anders geworden; 
heute liegen die englischen Arbeiter beschäftigungslos auf der 

Straße, die Industrie arbeitet mit verkürzten Schichten und 

die Konjunktur sinkt noch weiter, In solchen Zeiten blüht 

der Hafer der Schutzzöllner; von neuem erscheinen sie mit 

ihren, in_ den Parlamentswahlen von 1918 bewährten Kampf- 

rufen: „Schutz den Schlüsselindustrien“, „Schutz gegen 
dentsches Dumping“ und fügen hinzu: „Arbeit für unsere 

Arbeitslosen“. 

Wenn man heute handelspolitische Aufsätze in den rechts- 

stehenden Zeitungen liest, könnte man glauben, man seli in 

jene Parlamentswahlen zurückversetzt, So bringt „The Em- 

pire Review“ in der Dezembernummer einen ausführlichen 

Artikel über „British Dyes“ und die „Times“ - wird nicht 
müde, zu erläutern, was man unter „Key Industries“ versteht 
und wie wichtig sie seien. Für diejenigen, die heute noch 
an den Völkerbund und den Weltfrieden glanben sollten, 

wird Jabei ein Aufsatz v, 10. 11. recht belehrend sein. Die 

Wichtigkeit der Farbindustrie, die sogenannte MasterKey- 

Industry, die Hauptschlüsselindustrie, wird darin geschildert; 

jedes Farbwerk ist eine Munitionsfabrik in Friedenszeiten. 

„Chemische Kriegsmethoden müssen, unter allen Umständen 

an Bedeutung und Schauerlichkeit zunehmen und die Nation, 

die chemische Fabriken in ihren Grenzen besitzt, wird ihren 

Feinden im nächsten Krieg unabsehbaren Schaden zufügen 

können, Auf der andern Seite sind gute, klare Farben für 

das Aufblühen unserer "Lextilindustrie unentbehrlich, die einen 

erheblichen Teil unserer Ausfuhr bestreitet.“ Diese Textil- 

industrie ist abhängig von der Farbindustrie, sie bildet 

gleichsam den Schlüssel zu derselben. Der Schutz der Farb- 

industrie ist also eine Maßregel zum Schutze der Sicherheit 

des Reichs und darüber hinaus noch ein wichtiges Mittel zur 

Förderung des Handels großer englischer Industriegebiete,, 

Dazu kommt, daß der Umfang der Farbeneinfuhr verhältnis- 

mäßig unbedeutend ist. Er betrug vor dem Kriege (1913) 

etwa 21/2 Mill. £; heute beträgt er in den ersten 10 Monaten 
des abgelaufenen Jahres an Zwischenprodukten, die zur Her- 

stellung von Farbstoffen verwandt werden, 6353000 £, an fer- 

tigen Anilinfarbstoffen 5267 000 £, an andern Materialien zum 

Färben 1 577 000 £, insgesaıat 7481 000 £, wovon Deutschland 

ungefähr den dritten Teil geliefert hat. Man argumentiert nun: 

ein Schutz gegen die Einfuhr dieser Fabrikate könne keine 

Abkehr von dem alten bewährten Freihandel darstellen. Es 

kommt aber noch etwas hinzu: die Regierung ist im Handeln 

nicht mehr frei, ihre Hände sind durch Versprechen gebunden, 

Bei der Gründung der British Dyes Ltd., die 
später nach einigen Fusionen die Firma British Dye- 

stuffs Corporation annahm, ging die Regierung 

erhebliche finanzielle Verpflichtungen ein (sie übernahm einen 
Teil der Aktien und gewährte Vorschüsse, die eine Mill. £ 

weit überschreiten und besetzte zwei Stellen des Aufsichts- 

rats), ferner übernahm sie die Verpflichtung, die Farbindustrie 

10 Jahre nach Friedensschluß gegen auswärtige Konkurrenz 
zu schützen. Diese Verpflichtung wurde in einer Erklärung 

des Präsidenten des Board of TTrade v. 15. 5. 1918 bestätigt. 

Die Regierung gab ferner Wahlversprechen bei der Propa- 

ganda für die Parlamentswahlen im Herbst und Winter 1918 
ab. Die Erklärung des Präsidenten des Handelsamts stand 

endlich mit Wissen der Regierung im Prospekt der British 
Dyestuffs Corporation v. 18. 7. 1919 und lockte die Kapita- 
listen. Dies muß die Regierung binden, wenn 
auch vielleicht die im gleichen Sinne lautenden Wahlver- 
sprechen als veraltet gelten könnten.
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Die gegenwärtige Parlamentsession geht zur Neige, Aus 

den Erfahrungen des vorigen Jahres weiß man, daß mit der 

Durchbringung einer Antidumpingbill durch das Parlament 

nicht mit Sicherheit gerechnet werden kann. Um ihre Ver- 

sprechungen zu erfüllen, hat sich deshalb die Regierung dar- 

auf beschränkt, ein Gesetz zum Schutze der Farbindustrie ein- 

zubringen: die ungeduldigen Schutzzöllner hat sie gleichzeitig 

mit der Erklärung abgespeist, die erste große Maßregel, die 

das Parlament in der nächsten Session beraten werde, würde 

der Gesetzentwurf zum Schutz der Schlüsselindustrien und 

zur Unterdrückung des Dumping sein. 

DerGesetzentwurf zum Schutz der Farb- 

industrie ist gemäß den Vorschlägen aufgestell£ worden, 

die das unionistische Reconstruction Committee der Regierung 

gemacht hat, und die die Zustimmung „der Mehrheit der an 

dem Verbrauch und der Herstellung britischer Farben und 

Farbstoffe beteiligiten Gewerbe“ gefunden hat. (So berichtet 

das „Board of Trade Journal“ vom 9, 12.; die „Times“ 
vom 1.12. spricht von 90 % der Interessenten.) Am 

3. 12. wurde der Text£ der Bill bekannt gemacht (vgl, 
„Manchester Guardian“ vom 4, 12..) Im Teil I wird die 
Einfuhr aller Anilinfarben, Farbstoffe ind aller organischen 

Zwischenprodukte der Farbindustrie verboten; das Handels- 

amt erhält ferner die Vollmacht, die Einfuhr dieser Waren 

gegen Lizenz zu gestatten, und zwar generell oder in einzelnen 
Fällen. Zu diesem Zweck soll das Handelsamt ein beratendes 

Komitee (Advisory Committee) einsetzen, das aus fünf Inter- 

essenten der Farbenverbrauchergruppe, drei der Farbindustrien 

und drei Unparteiischen besteht; von letzteren soll einer den 

Vorsitz führen. Die Ausstellung von Lizenzen geschieht gegen 

Gebühren, die die Deckung der Verwaltungskosten nicht über- 

schreiten sollen und im Höchstfall 5 £ betragen dürfen. Das 

Gesetz findet keine Anwendung auf zur Wiederausfuhr ein- 

geführte Artikel; es bleibt 10 Jahre in Kraft, 

Welche Wirkungen es für die deutsche 

Industrie haben wird, hängt in erster Linie natürlich von 

der endgültigen Abfassung des Gesetzes ab, die noch uicht 

feststeht, ferner von der, Handhabung der Lizenzerteilungen 

und von den Fortschritten, die die englische Industrie selbst 

erzielt, Diese waren bisher weder was Qualität noch Mannig- 

faltigkeit, noch Dauerhaitigkeit und Preis der Farben anbetrifft, 

irgendwie zufriedenstellend. 

Im „Board of Trade Journal“ vom 9, 12. findet sich 
die interessante Mitteilung, daß die deutsche Konkurrenz 

der britischen Farbindustrie „schwere finanzielle Schwierig- 
keiten verursacht hat“. Ein ungünstiger Stern schwebt 

über den künstlichen Handelsunternehmen, die auf Ver- 

anlassung und unter den Auspizien der englischen Regierung 

im Verlauf des Krieges gegründet worden sind. Auch die 

British Trade Corporation hat diese Erfahrung machen müssen. 

Ferner wird die Inter-Allied Trade and Banking 

Corporation, die eine Gründung der British Trade Cor- 

poration und anderer Banken ist, und deren Aktienkapital 

610 876 £ beträgt, wegen schlechten Geschäftsganges aufgelöst; 

sie wurde vor 2 Jahren gegründet, Zumindest die Hälfte des 

Aktienkapitals ist verloren, doch geraten die Gläubiger nicht 

in Verlust, Die Geschäfte werden von einer Privatfirma über- 

nommen. Nicht besser ist es der Abyssinian Corpo- 

ration Ltd. ergangen. Sie wurde im Dezember 1918 mit 

einem Aktienkapital von 1005000 £ gegründet, steht der 

British Trade Corporation nahe (u. a. ist die New Levant Co, 

das Tochterinstitut der British Trade Corporation, die Ver- 

treterin der Abyssian Corporation Ltd. in London), Veranlassung 

zur Gründung war der englische Geschäftsträger in Abessinien, 

der den englischen Einfluß in Abessinien und die friedliche 

Durchdringung des Landes im Auge hatte. Die Regierung 

gewährte ihr jede Unterstützung und nur ihrer Vermittlung 

war es zu verdanken, daß die ange ehene Firma von Erlanger 

sich dazu hergab, ihren Namen unter den Prospekt des Unter- 

nehmens zu setzen. Diese Gesellschaft dehnte sich in Abessi- 

nien rasch aus; heute erfährt man, daß sie die Hälfte des 

Aktienkapitals bereits verloren hat. Und das im ersten 

Geschäftsjahr ? ; 

Es bestätig£ sich hier wieder einmal, daß die Handels- 

häuser selbst in der Lage sind, zu sehen, wo günstige Ge- 

legenheit sich ihnen eröffnet und daß es dazu eines Eingreifens 

von seiten der Regierung nicht bedarf. Wo ein solches 

dennoch erfolgt, lehrt die Erfahrung, kostet es den Steuer- 

zahlern oder den Beteiligten Geld. Von einem andern Stand- 

punkt aus Ilassen sich solche Eingriffe unter Umständen 

dennoch rechtfertigen, nämlich wenn ‚andere nicht in Geld 
errechenbare Interessen auf dem Spiel stehen. Angeblich 

ist das bei der Farbindustrie der Fall, doch wird man sich 

dem Standpunkt nicht . ganz verschließen können, daß es 

sich um den ersten Schritt eines geschickten Vorstoßes 

handelt, der von seiten der englischen Industrie zur AEr- 

Jangung eines allgemeinen Schutzes der britischen Industrie 

geführt wird. In dieser Vermutung wird man dadurch 

bestärkt, daß unablässig die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 

in der Agitation betont wird. „Der Schutz. der heimischen 
Arbeit“ aber wird nicht durch den Schutz der Farbindustrie 

gefördert. 

Von besonderem Interesse ist es, daß die Notwendigkeit 

des Schutzes der britischen Farbstoffindustrie nicht nur mit 

dem Wettbewerb der deutschen, sondern anch mit dem 

der während des Krieges ins Leben gerufenen nordameri- 

kanischen Farbenindustrie begründet wird, 

Dr. TR. Plaut 

— Frankreich 
Die Wirtschaftslage im November Die Nationalanleihe Der Wieder- 

aufbauin Nordirankreich —- Der Außenhandel — Günstige Kohlenversorgung 

Die Wirtschaftslage in Frankreich im Monat November 
wird auch weiterhin durch die bereits seit Monaten anhaltende 
ernsteIndustriekrise beherrscht. Von einer Besserung 
ist vorläufig noch nichts zu merken, die Ziffern über die 
Arbeitslosigkeit müssen im Gegenteil als eine weitere 
Verschä.rfung der Absatzstockung und Geschäfts- 
stille angesehen werden. Während zu Beginn der gegenwärtigen 
Krisis die Arbqitslosigkeit zunächst nur in der Automobil- und 

Textilindustrie zu Tage £trat, hat sie im Laufe der letzten 

Novemberwochen, auch auf fast alle anderen Isdustriezweige 
ohne Unterschied der örtlichen Lage, übergegriffen und eine 
weitere Verschärfung erfahren. Während in den beiden ersten 

Novemberwochen nach der amtlichen ‚französischen; Statistik 

17574 Arbeitsgesuche vorlagen, ist diese Zahl gegen Ende d, Mis. 

auf 21059 angewachsen. Örtlich werden die Industriezentren 

um Paris, dann der Norden und Südosten, hauptsächlich die
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Lyoner Industrie, am schwersten getroffen. Sachlich haben 

die Textilindustrie, sowie die Maschinen- und 

Eisenwerkstätten am empfindlichsten zu leiden, In der 

ersteren hatte die Verteuerung des Rohstoffes zunächst die 

Webereien und die Leinenindustrie getroffen, dann fortschreitend 

anuf die weiterverarbeitenden Zweige, die Woll- und Baumwoll- 

industrie übergegriffen, Die hohen Preise für Leinen hatten 

dazu geführt, daß die Käufer sich soweit wie möglich zurück- 

hielten und sich lieber den Ersatzstoffen zuwandten. Die vor 

einigen Monaten einsetzende Ausfuhr von Flachs nach England 

wurde durch eine Verordnung unterbunden, und wenn diese 

auch wieder aufgehoben ist, so sind doch in der Zwischenzeit 

die fremden Märkte entweder verloren gegangen oder aber, 

infolge der gegenwärtig auch dort herrschenden Absatzstockung, 

kaum noch aufnahmefähig geworden. 

Wie in der Leinenindustrie, so sind auch in den 

Wollfabriken von Roubaix-Tourcoing die Verhältnisse 

immer schlechter geworden. Verteuerung der Ware, Zurück- 

haltung der’‘ Käufer, Anhäufung von Vorräten, Beschränkung 

der Produktion mit der unvermeidlichen Folge der Arbeiter- 

entlassungen, es ist immer wieder derselbe Kreislauf, den jetzt 

die einzelnen Industriezweige zu durchlaufen haben. Während 

man sich in den günstigeren Fällen, wie in den Fabriken von 

Fourmis, Dünkirchen, in der Lyoner Seidenindustrie und den 

Flachsspinnereien des Nordens vorläufig mit einer Herabsetzung 

der Arbeitszeit bis auf die Hälfte der bisherigen hat begnügen 

können, ist man in den besonders schwer getroffenen Gegenden, 

wie in den Webereien des Nordostens, in den Wollsortier- 

werkstätten vun Tourcoing und in der elsaß lothringischen 

Industrie, an umfangreichen Entlassungen nicht 

vorbeigekommen. Trotz dieser einschneidenden Beschränkungen 

wird der Produktionsüberschuß in der Textilindustrie des 

Nordens immer noch auf 25—30 % geschätzt. 

Der gemeinsamen Not gehorchend, ist zwischen den Flachs- 

spinnereien Englands, Frankreichs und Belgiens jetzt ein 

Abkommen zustandegekommen, durch welches für diese drei 

Länder Mindestpreise für Flachs festgesetztwerden. 

Die eingegangenen Verpflichtungen laufen bis zum 1. 4, 1921. 

Die Preise sind derart festgesetzt, daß sie den Flachsanbauern 

einen genügenden Verdienst zusichern und auch zur Vorbe- 

reitung der nächsten Ernte ermutigen, Durch das zwischen den 

drei Ländern abgeschlossene Abkommen wird eine endgültige 

Stabilisierung des Marktes herbeigeführt und zwar auf der 

niedrigsten Basis, die zur Weiterführung der Produktion er- 

forderlich ist, 

In ähnlichem Umfange wie in der Textilindustrie tritt die 

gegenwärtige Krise nur noch im Maschinenbau und in 

der Eisenindustrie auf. Die auf diesem Gebiete im 

Oktober erfolgte Herabsetzung der Preise für Eisen und Stahl 

hat zwar ihre Rückwirkung auf die Preise der Fertigfabrikate 

verschiedener Zweige der verarbeitenden Industrie geäußert. 

Doch tritt diese Wirkung infolge Vorhandenseins erheblicher 

Vorräte an Halbzeung, das noch zu den früheren hohen Preisen 

eingekauft war, nicht so stark hervor. Die verarbeitende 

Industrie und der Handel zeigen sich den gegenwärtigen Preisen 

gegenüber zu größeren Bestellungen nicht geneigt, da das 

kaufende Fublikum seine Zurückhaltung nach wie vor aufrecht 

‚erhält, Fachmännische Kreise sehen nur in der Umschaltung 

der gegenwärtigen Produktion auf Gegenstände des laufenden 

Bedarfs, wie für den Wiederaufbau des Kriegsgebiets, oder 
anf Eisenbahnmateiial die Möglichkeit eines Ausweges, wenn 

umfangreiche Arbtiterentlassungen, wie in der Gegend von 

Lyon, wo von 30000 Metallarbeitern 11 000 feiern, vermieden 
werden soll. 

Die das ganze französische Wirtschaftsleben schwer erschüt- 
ternde Krise hat mit ihren ernsten Folgen nun dazu geführt, 
daß in der Haltung, die die Regierung bisher ihr 

gegenüber eingenommen hat, ein Umschwung eingetreten ist, 
Hatte man einst im Mai d. J. durch Beschneidung der Kredite 
den ersten Anstoß zur darauffolgenden Baisse gegeben, so plant 

man jetzt der Industrie die Erlangung von Krediten möglichst 

zu erleichtern. Plan und Wege zur Ausführung sind letztens in 

einer bedeutsamen Rede des französirchenFinanzministersMarcel 
klargelegt worden. Danach sollen zunächst alle Beschrän- 
kungenstaatflicherseits aufgehoben werden, die 

der Beleihung der vorhandenen Vorräte im Wege stehen. Der 

Bankkredit, der in letzter Zeit fast vollkommen versiegt 

war, soll wieder gefördert werden, indem den Banken Erlaubnis 

und Erleichterung bei Kapitalerhöhungen gewährt wird. Nach- 

dem der Finanzminister zugesagt hat, den Notenumlauf 
der Bank von Frankreich und damit auch ihre 

Diskontpolitik in Zukunft nicht wie bisher niederzu-: 

halten, ist das Haupthindernis, das dem Bankkredit bisher stets 

im Wege stand, aus der Welt geschafft. Die Verwendung 

von Kriegsrentenpapieren für die Zeichnung 

der neuen Anleihe soll außerdem denjenigen Unter- 

nehmungen, die mit diesen Papieren belastet sind, Gelegenheit 

geben, ihre Effekten im Augenblick des Kapitalbedarfs ein- 

zulösen. Dem selben Ziele der Erleichterung des Kredits 

steuert auch ein Gesetzentwurf zu, der in der französischen 

Kammer eingebracht wurde des Inhalts, die Wechselstempel- 
gebühren, die nach Gesetz vom 30. 12. 17 recht erheblich 

waren, von 0,20 auf 0,05 % herabzusetzen. Zahlreiche Ent- 

schließungen maßgebender Wirtschaftsorganisationen und 

Handelskammern, die Zahlungs- und Kreditmethoden der Vor- 

kriegszeit wieder herzustellen, beweisen, daß allem Anschein 

nach in dem Mangel an Kredit letzten Endes die Ursache, 

wenn auch nicht für den Ausbruch der gegenwärtigen Krisis, 

wohl aber für ihre lange Dauer und Verschärfung zu suchen ist. 

Es ist sicherlich zum Teil auf den schlechten Geschäfts- 

gang zurückzuführen, wenn der Ertrag der Steuern 

und Monopole im Oktober d. J. um 57148000 gegenüber 

dem Voranschlag von 1331571000 fr zurückgeblieben ist, 

Besonders stark tritt dieser Umstand im Defizit der Umsatz- 

steuer in Erscheinung, eine Tatsache, .die ihre erbitterte Be- 

kämpfung durch die französische Handels- und Industriewelt 

in Öffentlichkeit und Parlament nur noch anspornen dürfte. . 

Daß man in Frankreich nicht gewillt ist, die Steuerschraube 

jmmer weiter anziehen zu lassen, können die Worte des Prä- 

sidenten der Pariser Handelskammer bezeugen, der dem fran- 

zösischen Finanzminister in nicht mißzuverstehender Weise 

darauf aufmerksam machte, daß man zwar bereit sei, Steuern 

zu zahlen, aber nicht, um ihren Ertrag in das. Faß der Danaiden 

zu schütten, sondern nur, wenn man die Gewißheit habe, daß 

sie ihren Zweck erfüllen und nicht wieder in leichtsinniger 

.Weise verausgabt werden. 
Die trotz aller Finanzkünste seit Monaten klaffende Lücke 

im französischen Haushalt zu schließen und das Gleichge}vichb 

wieder herzustellen, dazu ist bekanntlich der Ertrag der 

„sechsprozentigen Nationalanleihe“ bestimmt. 

‘Mit ungeheurer, in jeder Hinsicht modern und großzügig aus- 

gestatteter Propaganda in Szene gesetzt, unter dem Einflruck 

der Sieges- und Jubiläumsfeier der Republik ausgeschrieben, 

1äßt sie einen großep Erfolg erwarten, Bis zum 31. 10. betrugen 

die Voreinzahlungen 3 600000 000 fr. Nach den letzten Nach- 

richten soll allerdings das Gesamtergebnis bis 30 Millarder_n 
fr 

aufsteigen. Selbst wenn dies zutrifft, ist freilich zu berück- 

sichtigen, daß diese Summe zum großen Teil 
du1cch Kon.ver— 

tierungen früherer niedriger verzinster Staats- und Kriegsanleihen
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angeschwollen ist, da die Zeichnung der 6%igen Anleihe gerade 

den mit Kriegspapieren überladenen und unter der Kreditnot 

leidenden Unternehmungen günstige Gelegenheit bot, ihre 

Papiere abzusetzen und auf diese Weise zugleich ihre finanzielle 

Bewegungsfreiheit zu bessern, _ 

Der Wiederaufbau in Nordfrankreich hat 

weitere Fortschritte gemacht. Am 1.10. d. J. sind im ehemals 

besetzten Gebiet 4241 Industrieunternehmungen mit mindestens 

90 000 Arbeitern gegen 4190 am 1.9. festgestellt worden. 3239 

dieser Unternehmungen haben ihre Fabrikationsbetriebe ganz 

oder teilweise wieder aufgenommnn. Am günstigsten liegen die 

Verhältnisse im Arrondissement Lille, es folgen die Departe- 

ments Ardennen, Meurthe et Moselle Nord und Pas de Calais. 

Am 1, 10. beschäftigten 4241 Betriebe 345 664 Arbeiter gegen 

773639 im Jahre 1914, Der Prozentsatz stieg von 9,7 am 

1. 7, 19 auf 20,8 am 1. 10. 19, 28,8 am 1.,1. 20, 35,2 am 1, %. 20, 
421 am 1.7.20 und 44,6 am 1, 10, 20. Besonders große Fort- 

schritte sind in der letzten Zeit im Wiederaufbau der Tex- 

tilindustrie des Nordens gemacht worden, Die Wieder- 

aufnahme der durch die Kriegsereignisse unterbrochenen Tätig- 

keit konnte hier um 80 schneller und allgemeiner erfolgen, als 

die Fabrikgebäude und Ortschaften der Textilzentren bei weitem 

nicht so stark in Mitleidenschaft gezogen worden waren, als 

gewöhnlich behauptet wird. Dies war der Wiederaufnahme 

der Produktion insofern besonders günstig, als genügend 

Wohnungen zur Unterbringung der Arbeiter zur Ver- 

fügung standen. Unter diesen Umständen schritt der Wieder- 

aufbau verhältnismäßig rasch vorwärts, so daß heute die fran- 

zösische Textilindustrie des Nordens zu 3/z ihres Friedensstandes 

den Betrieb bereits wieder aufgenommen hat, In der Weberei 

haben von 471 Betrieben der Friedenszeit 386, also 81,9%, die 

Arbeit wieder aufgenommen, in der Leinenindustrie 63%, Gegen- 

über 145431 vor dem Kriege beschäftigten Arbeitern sind heute 

91347 bereits wieder tätig. Doch auch in dem verhältnismäßig 

schwerer geprüften Kohlengebiet von Lensgs macht 

die Wiederherstellung in letzterer Zeit bessere Fortschritte. Die 

dortigen Kohlengruben sind nahezu trocken gelegt, so daß man 

wohl im kommenden Frühjahr mit der Arbeit beginnen wird. 

Nach einer vorlänfigen Schätzung rechnet man damit, 1921 

250000 t, 1922 500000 t, 1923 750000 t und bis 1925 3 Mill, t 
fördern zu können. 

Trotz der drückenden Lage im französischen Wirtschafts- 

leben hat sich der französische Außenhandel in 

den letzten Monaten weiter erheblich gebessert, Die Statistik 

der Handelsbilanz Frankreichs zeigt für die ersten zehn 

Monate dieses Jahres gegenüber demselben Zeitraum von 1919 
ein wesentlich günstigeres Bild. 

Einfuhr in Mill, fr in den ersten zehn Monaten: 
. 1920 . 1919 Unterschiede 

Nahrungsmittel... 7395460 8288 801 — 89331 
Rohs_tofl'e ......... 13 861 939 10 804 201 + 3057 738 
Fabrikate ........ 8527117 8 304 768 + 222349 

29 784 516 27 397 770 + 2386 746 

Ausfuhr: 
1920 1919 Unterschiede 

Nahrungsmittel... 17792309 793 730 + 998579 
Rohstoffe......... 3999285 - 1471681 + 92527 604 
Tabrikate ........ 12 187 329 4 779 343 -+ 7407 986 
Postkolli ..... .!. 911 340 688 396 + 22 944 

18 890 263 7733 150 + 11157113 

Während also der Unterschied in der Handelsbilanz 
zwischen Ein- und Ausfuhr im Jahre 1919 noch annähernd 

20 Milliarden betrug, ist er in demselben Zeitraum des Jahres 
1920 bereits auf 11 Milliarden gesunken. Die französische Ausfuhr 
im letzten Jahr ist demnach“ganz erheblich gestiegen, und 
Zzwar ist die Steigerung um so bedeutender, als sie hauptsächlich 

Fertigfabrikate betrifft, deren Ausfuhr gegenüber 1919 um 150 % ‘Der beherrschende Grundsatz ist — 

gewachsen ist, während die Einfuhr der Rohstoffe und besonders 

der Nahrungsmittel sich wesentlich verringert Kat. Gerade die 

letzten Wochen haben übrigens in hohem Maße zu diesem für 

Frankreich günstigen Resultat beigetragen. Die Handelsbilanz im 

Oktober 1920 ergibt gegenüber Oktober 1919 in der Ausfuhr ein 

Mehr von 1304 Mill. fr, während die Binfuhr sich um 235 Mill. 

verringert hat, also im ganzen für den Außenhandel ein Über- 

schuß von 1!/2 Milliarden, Dieser unleugbare Aufschwung 
des französischen Außenhandels ist der erste Erfolg einer 

seit Kriegsende großzügig organisierten Propagandazur 

Wiedereroberung der verloren gegangenen 

Märkte zum Ausbau und zur Förderung der Wirtschaftlich- 

keit der durch den Frieden gewonnenen Gebietsteile und 

Kolonien. Eine ganze Reihe von Oféanisationefi ist unter 

der Leitung der hervorragendsten französischen Wirtschafts- 

politiker, teils selbständig aus den Interessentenkreisen heraus, 

teils auf Anregung und Vermittlung der Regierung zu diesem 

Zweck geschaffen worden. Die Darstellung dieser von einem 

einheitlichen Gedanken geleiteten Bewegung würde ein « igenes 

Kapitel erfordern; wir müssen uns begnügen, hier nur auf‘ 

die wichtigsten Organe, die „Accossiantion Nationale 

d’expansion gconomique“, die „Banque Fran- 

gais du commerce 6xt6rienr“, das „Officena- 

tionale du commerce Exterieur“, sowie auf die 

vielen, von den einzelnen Fachgruppen der Industrie ge- 

schaffenen Organisationen zur Förderung ihrer Außenhandels- 

interessen hinzuweisen. Darüber hinaus wird die augenblick- 

liche günstige politische Stellung geschickt ausgenützt, um 

durch vorteilhafte Handelsverträge dem französischen Wirt- 

schaftsleben auch für die Zukunft die Bahnen zu ehnen, 

Dem franzögsisch-tschechoslowakischen Han- 

delsvertrag, der am 4 11. in Paris unterzeichnet wurde, 

folgte ein Vertrag mit Rumänien, wonach Frankreich 

2800 Kesselwagen, Leuchtöl-Destillate gegen Waffen erhält, 

ein weiterer Vertrag mit Italien, zwecks Anstausch 

von 500000 t Phosphaten aus Tunis gegen 80000 t italie- 

nisches Pyrit und die Verpflichtung, eine gewisse Anzahl von 
Arbeitern für die französische Phosphatindustrie zur Ver- 
fügung zu stellen; ein ähnlicher Vertrag zur Erlangung von 

Arbeitskräften war bereits vorher mit Polen abgeschlossen 

worden, Die Handelsbeziehungen mit Ungarn und Deutsch- 

Österreich, datieren bereits seit längerer Zeit und auch 

weiter nach dem Osten, mit der Ukraine, sucht man, wenn 

auch bisher mit recht wenig Erfolg, dem französischen Kauf- 

mann neue Wege zu öffnen. Zum gegenseitigen Schutz der 

Patentrechte und Fabrikmuster ist in BrüsseleinInter- 

nationales Patentbüro auf französische Anregung hin 

geschaffen worden, dem sich bereits eine Reihe von Stauten 

angeschlossen haben, und trotz der unleugbaren Schwierig- 

keiten, die die verschiedenen wirtschaftlichen Verhältnisse 

zwischen. den* beiden Län’dern mit sich bringen, sind die 

Stimmen für ein Wirtschaftsbündnis zwischen Frankreich 

und Belgien in letzter Zeit immer häufiger geworden 

und dürften auch wohl bald zu greifbaren Ergebnissen führen, 
Die wiederholten Versuche, durch Aktienankauf sich einen 

gewiss-n Einfluß auf die oberschlesische Industrie zu 

sichern, deuten gleichfalls auf diese Expansionsbestrebungen 

hin. Betrachtet man rückblickend die Namen der ©obevge- 

nannten Länder, mit denen Frankreich von nun an, durch 

engere wirtschaftliche Bande verknüpft ist und bedenkt man 

andererseits, daß das Patentschutzabkommen ausdrücklich 

nur die alliierten Länder umfassen soll, so schält sich klar 

und deutlich der Plan herans, die etwas gelockerten politi- 

schen Beziehungen durch wirtschaftliche Bande zu ergänzen, 
wie es als
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Einleitung zum tschecho-französischen Handelsvertrag heißt — 

daß die gegenseitigen Handelsbeziehungen 

den Kernpunktdergeistigen und politischen 

Freundschaftder Länder bilden sollen. 

Mehr als alle Worte sprechen die wirtschaftlichen Tat 

sachen dafür, daß Frarkreichs Kohlenversorgung ir- 

folge der dentschen Lieferungen noch keinen Winter 

soreichlich gewesen ist wie dieses Jahr. Die 
deutsche Kohle — im Oktober 1520334 t — erlaubte es nicht 
nur, dus Kohlenabkommen mit England infolge der hohen 

Preise zu annullieren, sie ermöglichte es anch, den Preis für 

die Kohlen, die der Industrie und den Eisenbahnen geliefert 

werden, bedeutend herabzusetzen. Kin Beispiel dafür. wie die 

reichliche Versorgung zugleich günstig auf die gesamte Wirt- 

schaftslage einwirkt ist die Nachricht, daß der seit Wochen 

drohende Ansbruch des allgemeinen Bergarbeiter- 

streiks letzten Endes deswegen hinausgeschoben wurde, 

weil die reichen Vorräte aller Betriebe an Kohlen einen 

günstigen Ansgang von vornherein zweif.lhaft erscheinen ließen, 

.Der Plan der staatlichen Bewirtschaftung 

des Erdöls ist infolge des geset lossenen Widerstandes der 

französischen Handels- und Industriekreise aufgegehen. Zu- 

nächst hut sich der französische Ministerrat jedenfalls gegen 

die Monopolisierung und für die freie Ein!uhr ausgesprochen, 

die allerılings nnter einer gewissen staatlichen Kontrolle stehen 

soll. Die eigene Landes- und Kolonialerzeugung von Erdöl 

wird Gegenstand eines besonderen Gesetzentwurfes sein, der 
für die Bewirtschaftung die Form der sogenannten „Liberte 

contrölde“ vorsieht. : 

Auf dem Gebiet des Verkehrs werden die Verhand- 

lungen über das neue Eisenbahnregime fortgesetzt. Man hofft, 

durch die Neuregelung eine jährliche Ersparnis von 100 Mill. fr 
zu erzielen. Die Einordnung der elsaß-lothringischen Bahnen 
in das französische Eisenbahnnetz ist trotz des Widerstandes 

dortiger Industriekreise bereits ausgesprochen worden. 
In den letzten Tagen des November setzte, zunächst nur 

auf dem Rohstoffmarkte und im Großhandel, ein bemerkens- 

werter Preisrückgang ein, der allerdings bisher nur in 

der Textil- und Lederbranche die Kleinhandelspreise erfaßt 

hat. Ob er das Signal für die seit langem sehnsüchtig er- 
wartete große Baisse bedeutet, ist bei der Verworrenheit und 

dem schwankenden Charakter des französischen Wirtschafts- 

lebens schwer vorauszusagen. 

Überblickt man das Gesamtbild der gegen- 
wärtigen Wirtschaftslage Frankreichs, so zeigt 

sich auf der einen Seite die wesentliche Verbesserung der 

Handelsbilanz und die außerordentlich günstige Versorgung 

mit Kohle, anf der anderen Seite die andauernde, wenn nicht 

gar ver chärfte Krise der französischen Industrie mit ver- 

mehrter Arbeitslosigkeit und steter Unruhe der arbeitenden 

Massen. Wie die Entwicklung der rächsten Zukunft sich ge- 

stalten wird, ist heute noch nicht zu übersehen. Die Meinung 

des Auslandes darüber, soweit sie im Kursstand des Franken 

zum Ausdruck kommt (Zürich 1.11. 40,50, 15.11. 38,10, 1.12. 

38,50) zeigt, daß man trotz der erheblichen Besserung der 

französischen Handelsbilanz den inneren wWirtschaftlichen 

Schwierigkeiten, wie sie in der weiteren Verschärfung der 

Industriekrise zutage treten, doch größere Bedeutung beimißt. 

' Dr. Hans Kröll 

Schweden 
Die Lage auf dem Geldmarkt — Der Außenhandel — Allgemeiner Konjunkturrückgang 

Von dem Interesse für politische Vorgänge hatte sich schon 

seit Monaten die allgemeine Aufmerksamkeit wieder den wirt- 

schaftlichen Fragen zugewandt. Man eıkannte, daß die Inflation 

in einem Lande wie Schweden nicht ungestrafß fortgesetzt 

werden konnte, weil der Maximalbetrag der Bankzahlungs- 

mittel, welcher im Verhältnis zum Goldbestand im Gewölbe 

der ReicHsbank ausgegeben werden darf, durch Gesetz genau 

festgesetzt war. Man näherte sich dem Punkte, wo eine fort- 

gesetzte Inflation die Nichtbeachtung des geschriebenen Ge- 

setzes bedentete oder doch eine ur erlaubte Umgehung desselben , 

erkennen ließ, In dieser Lage machten die Verantwortlichen 

— wie. gewöhnlich, zu spät — die große und merkwürdige 

Entdeckung, daß die Diskontoerhöhung und gewisse Kredit- 

maßnahmen die einzigen Mittel waren, welche, die Inflation 

zum Stillstand bringen könnten. 

Die Verhältfnisse auf. dem Geldmarkt waren unhaltbar ge- 

worden, Die Leitung der Reichsbank schloß sich — wohl zu 

spät — Ööffentlich der Meinung an, daß gewisse Maßnahmen 

notwendig seien, um möglichen Gefahren vorzubeugen. Der 

Verminderung . des Notenumlaufs folgte alsbald eine fühlbare 

Geldknappheit und die Effektenknrse fielen, In den Sommer- 

monaten erreichten Geschäftsunlust und Interessenlosigkeit 

ihren Gipfel. Die Sitnation bei Beginn des Jahres ist hier in 

Schweden ebenso wie in den meisten andern Ländern dadurch 

erklärt worden, daß die starke Inflation, welche in der zweiten 

Hälfte des Jahres 1919 hervortrat, eine lebhafte Emissions- 

wirksamkeit hervorrief und diese wiederum eine neue Inflation, 

Aber schon nach den ersten Monaten des laufenden Jahres 

begannen sich einige unverkennbare Zeichen der Reaktion 

bemerkbar zu machen. Der Notenumlauf wies in den letzten 

Monaten die Tendenz auf, stark herunterzugehen, besonders 

gegen Ende Oktober, wo er einen Tiefstand erreichte. 

Der Außenhande]l gestaltete sich wie folgt: Während 

die Einfuhr während des ersten Halbjahres insgesamt 1685,5 

Mill, Kr betrug, erreichte der Wert der Ausfuhr die Höhe von 

997,7 Mill. Kr. Unter den eingeführten Waren befanden sich 

hauptsächlich' Manufakturwaren aus Webstoffen, deren Wert 

sich auf 258,7 Mill. Kr belief. Die Einfuhr dieser Waren er- 

reichte im März ihren Höhepunkt mit 50 Mill. Kr und hatte 
später erheblichen Rückgang zu verzeichnen, Die nächst- 

größeren Warengruppen waren Mineralien, Rohstoffe u. a. m. für 

249,7 Mill. Kr, Fahrzeuge, Wagen, Maschinen für 151,9 Mill. Kr, 

Spinnstoffe 101,35 Mill. Kr und Kolonialwaren für 96,1 Mill Kr, 

Anf der Ausfuhrseite nahmen die größten Rubriken ein: 

Papiermasse, Pappe und Papier...... 313,8 Müll. Kr. 

Holzwaren, gesägte und unbearbeitete . 226,3 „ » 
Fahrzeuge, Wagen und Maschinen.... 9333 „ » 

Für den späteren Teil des Jahres liegen nur Quantitätszahlen 

vor. Sowohl Einfuhr wie Ausfuhr erhöhten sich von Juli bis 

September in lebhafter Weise, besonders im Juli, wo der 

Kapitalmangel durchaus keinen Eindruck machen wollte. Erst 

die kürzlich bekanntgegebenen Zahlen für Oktober lassen den 

Rückgang im Umsatz erkennen, welcher nicht nur auf die späte 

Jahreszeit zurückzuführen ist, sondern auch‘eine Folge der 

Konjunktur ist, Auf den meisten Einfuhrrubriken kann eirfe 

deutliche Neigung zum Rückgang festgestellt werden, Die 

Ausfuhr behaupte$ sich verhältnismäßig besser und unsere
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Standardwaren sind in den Umsatzrubriken gut vertreten, 

hauptsächlich Maschinen, während die Ausfuhr von Stahl und 

Eisen nachgelassen hat. Im ganzen genommen ist der Umsatz 

aber immerhin noch als lebhaft genug anzusehen, Auf der 

Einfuhrseite weisen Lebensmittel, besonders Heringe, 

Fett und Butter höhere Zahlen auf als in den früheren Monaten, 

während in der Einfuhr von Fleisch und HEiern ein Rückgang 

zu verzeichnen ist Die Einfuhr von Getreide ist noch nicht 

in Schwung gekommen und dürfte erst nach Weihnachten in 

größerem Umfange einsetzen, Etwas erheblicher hat sich, als 

im September, die.Einfuhr von Zucker, Kaffee, Wolle und 

Baumwolle gestaltet. Vermindert hat sich dagegen die Ein- 

faühr von Manufakturwaren aus Wolle und Baumwolle, wenn 

auch nicht in dem Umfange, wie unter den vorherrschenden 

Verhältnissen zu erwarten war. Die KEinfuhr von Stein- 

kohlen belief sich auf 317000 t im Monat gegen 
448000 t im September und 215000 t im Oktober 1919. 

Da die Läger aufgefüllt sind, ist während des Rıstes 

des‘ Jahres mit einer allmählichen Abnahme der Einfahr 

zu rechnen, Auf der Ausfuhrseite wird das Interesse 

hauptsächlich auf Holz,waren gelenkt, welche bedentende 

Zahlen aufzuweisen haben. Die fertigen Waren stehen ungefähr 
wie im vorigen Jahre, Holzstiels bilden die Hauptıiubrık, 

welche nur ungefähr 20000 cbm weniger aufzuweisen hat wie 

die gesamte Ausfuhr für die Zeit von Januar bis Oktober 1919, 

welche 519000 cbm betrug, — An gehobelten und gesägien 
Waren wurden im Monat ca. 97000 Standards ausgeführt 

gegen 118000 Standards im September und 96000 Sıandurds 
im Oktober 1919. Im ganzen sind von Anfang des Jahres bis 

jetzt nicht ganz 930000 Standards ausgeführt gegen 750000 
Standards im vorigen Jahre bis ultimo Oktober und gegen 
eine Gesamtausfuhr für 1919 von 911000 Standards. Die in 

diesem Jahre bis jetzt verkanften Meugen können auf ungefähr 

865000 Standards geschätzt werden, welche sich auf die nach- 

stehenden Länder etwa wie folgt verteilen dürften: 

Kugland oırn zirka 485 000 Standards 
Frankreich ...............-. » 100000 n 
Deutschland ...............4. » 2 000 » 
Holland .....0.00000000004044 » 60 000 » 
Belgienh.....0..000000000040044- » 60000 , 
Außereuropäische Länder ... „ 40000 / 
Die Preise, zu denen der Verkauf stattfand, waren durch- 

weg fest und wurden beibehalten auf der Grundlage der No- 

tierungen, welche während des ganzen Sommers und Herbstes 

vorherrschten, nänılich ca. 41—42 £ für Bretiter 3:9 Zoll, 
und 3210 £ für Bretter 21/2: 7 Zoll, ab Distrikt Hernösand. 
Allerdings sind viele Geschäfte auch unter diesen Preisen 
abgeschlossen worden, doch vorwiegend nur von kleineren 
Exporteuren, denen daran gelegen war, sich unter allen Um- 
ständen Barmittel zu verschaffen. Die größeren Fabrikauten 
haben darauf gehalten, die genannten Preise durchgehends 
zu erzielen, da sie dieselben in Anbetracht der hohen Her- 
stellungskosten für berechtigt hielten. Man glaubt nicht 
daran, daß eine Preisschleuderei auf dem Holzwarenmarkte 
eintreten könnte, da die genügende Nachfrage Gewähr dafür 
bietet, daß die bisherigen Preise beibehalten werden können. 

Größere Abschlüsse für 1921 werden nicht vor Neujahr 
zu erwarten sein'und alsdann dürfte es sich zeigen, ob man 
auch im mnächsten Jahre die gegenwärtige Preislage bei- 
behalten kann, womit man allerdings rechnet, sofern nicht eine 
wesentliche Änderung im wirtschaftlichen Leben einen ent- 
scheidenden Einfluß. ausüben könnte., 

An Holzmasse und Zellulose wurden im Oktober 
zirka 103300 t (ohne Abzug des trocknenden Gewichtes) ver- 
schifit gegen 107600 t im Monat vorher und gegen 86 000 t 
im Monat Oktober 1919. Insgesamt wurden in den ersten 

230900 t gegen 203900 t im Vorjahre, 

10 Monaten dieses Jahres 868 000 t verschifft gegefi 636 000 t 

für dieselhe Zeitperiode des vorigen Jahres. An Papier 

wurden 19800 t gegen 21800 t im voraufgegangenen Monat 

verschifft. 

Das Gesamtergebnis belief sich bis Oktober dieses Jahres 

auf ca. 228100 t gegen 100700 t während des gleichen 

Zeitraumes im Jahre 1919. 

Unsere Eisenerzausfuhr befand sich : fortlaufend 

auf zufriedenstellender Höhe, denn die Verschiffungszallen 

ergaben 442000 t für Oktober gegen 451500 t im September, 

Vom Januar bis Oktober dieses Jahres sind insgesamt 3.26 

Mill, £ verlalden gegen 2,235 Mill. t während desselben Zeit- 

raumes im Jahre 1919. Ebenso schreitet die Ausfuhr von 
Superphosphat gut voıwärts und beläuft sich das ausgeführte 

Quantum auf 29300 t gegen 11150 t für Oktober 1919. 

Dagegen befindet sich unsere Ausfuhr von Stahl und 

Eisen im Rickgang, gewiß niecht sehr bedeutend von Monat 

zu Monat, rein statistisch gesehen, aber doch dentlich an 

die Absatzschwierigkeiten gemahuend, Die Ausfuhr im Ok- 

tober belief sich auf ca. 19350 t gegen ca. 21000 t im 

vorherigen Monat und gegen ca. 14700 t im Monat Oktober 

1919. Die zufällige Aufregung innerhalb der Eisen- und 

Stahlindustrie, welche man in den ersten Monaten des Jahres 

beobachten konnte, ist ein Beweis dafür, duß Konjunkturver- 

schlechterungen eintreten, ebenso wie dies unmittelbar nach 

dem erfolgten Waffenstillstand der Fall war. Derneuer- 

liche Konjunkturrückgang dürfte aber verhältnis- 

mäßig langsamer vor sich gehen, als damals, wie derselbe 

nach dem während der Kıilegszeit so hoch gestiegeuen Äuf- 

schwung eingesetzt hatte. Bis jetzt hat sich der Rückgaug 

der Ausfuhr immerhin noch s8so gestaltet, daß der Uwsatz 

während der verflossenen Monate des Jahres dem Umsatz des 

vorigen Jahres nicht nachsteht. ‚Trotz der größeren Streiks 

während der ersten Monate ist das Gesamtresultat der Aus- 

führ für die verflossenen 10 Monate dieses Jahr-s doch noch 

etwas günstiger au-gefallen, als man erwartet hatte. 

Verglichen mit den Zahblen für den gl.ichen Zeitraum des 

vorigen Jahres ergab die Eısenausfuhr vom Januar bis Oktober 

1920 foigende Resultate: 

Ruheisen ............. 376 000 t gegen 435 000 t im Vorjahre. 
Schmelzeisen ......... 4720u0% 53800 t » 
Bessemerstahl ........ 43100 „ 47400 t 
iIhumasstahl.......... 307000 t „ 340100 t „ 

s
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Walz- u. Schmiedeeisen 256100 t „ 26J600t „ 

Wie weit wir uns zurzeit noch von der früheren normalen 

Lage eutfernt befinden, ergibt sich aus der nachstehenden 

Aufstellung' über die Produktion während der ersten drei 

Quartale dieses Jahres im Vergleich mit der Produktion während 

desselben Zeitranmes in den letzten zehn Jahren, worüber die 

Durchschnittszahlen aufgeführt sind: 

. 1920 1911/19 

Roheisen ...... 336000 t 511300 t 
Schmelzstücke . 42000 t 814500 t 
Bessemerstahl.. 38400 t 61 500 t 
Martinstahl .... 270200 t 324 60 £ 

Die Ausfuhr war, wie schon erwähnt, in diesem Jahre noch 

etwas günstiger wie im vorigen Jahre. Während der verflossenen 

zehn Monate wurden sogar 27000 t mehr umgesetzt, nämlich 

Die Differenz entfällt 

fıst ausschließlich auf Roheisen, da hiervon 26100 t mehr 

ansgeführt wurden als im Vorjahre, nämlich 95200 t gegen 

69100 t. 

Für die Zukunft 'sind die Aussichten keineswegs günstig. 

Die Konkurrenz auf dem internationalen Eisen- und Stahlwaren- 

markt befindet sich in rascher Entwicklung und die billigeren
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Arbeitskräfte und Kohlen in Deutschland, Frankreich und 

Belgien gestatten eine billigere Herstellungsweise. Auf dem 

Markt für Massenartikel kann vor allen Dingen England kon- 

kurrieren. Infolgedessen ist das ganze Preisgebäude unserer 

Eisen- und Stahlwaren-Industrie stark erschüttert. Dies macht 

sich in einem gewissen Grade für unsere Ausfuhraussichten 

ungünstig bemerkbar, da gerade in der Eisen- und Stahlwaren- 

branche die Käufer zurückhalteixd sind und abwarten, ob nicht 

weitere Preisrückgänge eintreten. Es macht sich eine Bewegung 

bemerkbar, die darauf abzielt, Kontrakte, die auf Grund einer 
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höheren Preislage geschlossen sind, zu annullieren, besonders 

fühlbar ist dies in der Schiffbau- und Automobil- 

industrie. Da die Feinschmiede-Industrie in Deutschland 

‚wieder gut vorangekommen ist, so sieht sich die Sheffield- 

Industrie, welche ein sehr wichtiger Abnehmer unseres Eisens 
ist, dadurch sehr bedroht. Dazu kommt auch noch, daß unsere 

Eisen- und Stahlwarenindustrie auch auf den heimatlichen 

Märkten einer scharfen Konkprrenz durch die billigen kon. 

tinentalen Erzeugnisse ausgesetzt ist. 

G. Wisten, Stockholm 
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20. 12. 20.12. 20.12. 20. 12. 18. 12. 

Reichsmark .... —9262 —92,77 —8948 —9212 +700,— 
Dt..österr. Krone —9846 -—98,76 — — — 
Französ. Frank. —6067 -—61,30 —4514 —57,6% — 
Pfund Sterling . — 710 —902 + 2,75 — 0,18 — 
Dollar ......... +29,54 -426,96 +77,81 +36,46 — 

Londoner Notierungen überseeischer Kurse 

11. 12. 16. 12, 
AlexandrieNn. .. 0000000000000 977/16 d pari 977/16 d pari 
Bombay/Kalkutta..... 1sBhd—1s W/8d 1851/2d—1 s 588 d 
Hongkong ........... 2s11d-2811/2d 3811/2d-—-3s21/4 d 
Schanghal......... 3s 1012 d—3 « 111/4 d 4s 2d—48 31/4 d 
Singapore ..... .. 9 s 32132 d—2 s 331/s2 d 28 32/321—2 s 3a2 d 
‚Yokohama ......... 2 8 101/4 A—3 s 105/8 d 2- 97/sd—2s 10 d 
Montevideo T, T.......... 5538/4 d—563/4 d ‚518/s d—5238/4 d 
Rio de JaneirO ‚.....0.000000 444 11516 d 103/16 d 
Buenos Aires T.T........ 555/8 d - 557/8 d 531/s d—533/8 d 
Valparaiso 90 To....00000000000 1083ı d 9l5/16 d 

Schiffahrt und Schiffbau - 
Griechenland 

Überweisung früherer deutscher Schiffe an Griechenland, 

Für die wertvoll. n Dienste, die die von deu’ Alliierten zZWangs- 

weise gecharterte griechische Handelsflotte der Entente während 

des Krieges geleistet hat, ist Griechenland jetzt ein Anteil an 

dem geraubten deutschen Schiffsraum zugebilligt worden. Es 

sind ihm folgende 30 ehemals deutsche Dampfer überwiesen 

worden: Name Br.R.T. gel;;tut Name Br..RT. get;gut 

*#*Ro0N... ..00.0004 8170 1902 *JohanunaBlumberg 2830 1897 
Derindje ........ 4086 1915 *Britannia........ 23053 1897 
Orotawa . ........ 2064 1914 Atta ........0004 2720 1896 
*Marie Reppel.... 4549 1919 Caroline Hemsoth 2284 1894 
Gundomar....... 3786 1912 Marthba Ruß..... 2007 1899 

*Asgard.......... 4181 1906 Arfa ..........00 2338 1898 
*Hagen........... 4210 1906 *August Wilke ... 2766 1896 
*Karl Leonhardt.. 3129 1904 Ina Blumenthal.. 2229 1898 

*Bylgia........... 2037 1901 Machew......... 1600 1894 

Rhenania........ 4116 1900 *Alma ‚.......... 2863 1896 
Ida Zelck ....... 2774 1903 *Eichsfeld........ 4552 1896 

Julius Zelck..... 2068 1903 *Bahbhylon........- 2489 1894 
IzmMif......0.0004 1832 1906 Wolga .......... 1099 1882 

Alton8&. .......44. 1776 1904 Herbert Horn... 2315 1898 

Anna. Kayser .... 1972 1892 Thebea ......... 2581 1891 

Die mit * bezeichneten Dampfer werden sofort abgeliefert. 

Die griechische Handelsflotte, die vor dem Kriege etwa 

821 000 Br. R. T. umfaßte, hat die verhältnismäßig größten Ver- 

Juste erlitten. Sie zählte Mitte 1919 nur noch 291 000 Br. R. T. 

In der Folgezeit ist der zusammengeschmolzene Bestand durch 

zahlreiche Ankäufe von Zweithandschiffen — die Griechen 

zählten zu den besten Käufern auf dem englischen Schiffs- 

markt — vergrößert worden, so duß er Mitte dieses Jahres 

bereits 497 000 Br. R. T. zählte, Mit der jetzt hinzugekommenen 

Räumte von ca. 90000 Br.R.T. mag sich der Umfang_ der 

griechischen Handelstlotte zurzeit auf ungefähr 600000 Br. R.T. 

stellen. — Neben dem Wiederaufbau der Handelsflotte be- 

schäftigen die Pläne zur Vergrößerung und Verbesserung der 

Häfen die griechischen Schiffahrtsinteressenten, Smyrna, 

Piräus, Saloniki sollen leistungstähigere Lösch- und Lade- 

einrichtungen erhalten. Besondere Sorgfalt will man auf die 

Vergrößerung des Hafens von Smyrna verwenden, von dem 

man glaubt, daß er einer der wichtigsten Mittelmeerhäfen 

werden wird, A. K. 

Japan 

Abbau der japanischen Werftindustrie, Von den 40 japani- 

schen Werften, die zurzeit des Waffenstillstandes Schiffe von 

1000 t und mehr bauten, sind gegenwärtig nur noch 21 

in Tätigkeit und aller Wahrscheinlichkeit nach werden in 

kurzer Zeit weitere 6 ihren Betrieb einstellen, Nach dem
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„Japän Chroniele“ verteilen sich die noch zu erledigenden 

Aufträge Ende Oktober wie folgt: 
Zahl der t Tragfähig- Zahl der t Tragfähig- 

Werft Neubauten keitzusammen Werft Neubauten keitzusammen 

Alzawa.....-. 1 1200 Mitsnbishi 
Asano..... .4 22 000 Nagasaki.., 2 25 060 
Bingo....... 1 23100 Miteni 
Fujinagata .. 1 3 700 Bussan ... 2 11 600 
Parada...... 1 2000 MNitta ....... 1 4 500 
Harima ..... 3 16400 Ono KEisen- 
Inoshimsa.... 3 17 500 werke .... 1 1 400 
Ishikawa.... 1 9600 Osaka....... A 19 800 
Kawasaki ... 3 18020 -Toba ....... 1 3 200 
Kunimoto ... 1 1000 WUchida...... 2 8 400 
Matsuno .... 1 3030 ‘ Uraga .....: 2 7100 
Mitsnbishi . Yokohama... 1 7280 
Kobe ,...- 2 9200 38 195 690 

Die Hoffnung auf auswärtige Bestellungen, die die jJapauischen 
Werften noch Anfang 1919 zu gesteigertem Bezug vonu Schiffs- 
baumaterialien veranlaßte, hat sich nicht verwirklicht. Die 
freraden Aufträge sind ausgeblieben. Wie die teuren ameri- 
kanischen Schiffe so sind auch die japanischen infolge der Valuta- 
verhältnisse nach auswärts unverkäuflich geworden. Die japani- 
sche Regierung beabsichtigt jetzt, ihr Flottenbauprogramm, das 
acht neue Überdreaduonughts und acht Panzerkreuzer vorsieht, 
durch die Privatwerften ausführen zu lassen und eine Marine- 
kommission hat neueren Nachrichten zufolge die einzelnen 
Weritten auf ihre Geeignetheit für Kriegsschiffbauten inspiziert. 
Der weitere Abbau der Werftindustrie wird sich durch diese 
Staatsaufträge, die nur wenigen Werften zugute kommen 
können, wohl verlangsamen, kaum aber aufhalten lassen. 

A, K, 
Sonstiges 

Kohlen- und Ölpreise in einigen wichtigsten Häfen. Dem 
„Fairplay“ entnehmen wir folgende Aufsteliung der Kohlen- 
und Öjpreise in einigen wichtigsten Welthäfen im Juli d,J.: ! billiger, sonst überall teurer als Kohle, 

vom 29. Dezember 1920 731 

Hafen Heizöl per Tonne Kohlen per Tonne 

Alexandria.......... 250/ — *186/— bis 200/— 
Adelaide ‚.......... 180/— 40/— 
Batavia . ......0..0. 150/— 127/— 
Bombay ..........0- 150/— 45/— 
Buenos Aires....... 265/— 170/ — 
Jalifornia .......... 62/— bis 92/— 69/— 
Christiania ......... 224/ — 210/— 
Caleutta ........... 250/ — 25/— 
Cape Town ........ 220/ —' :46/9° '"Transvaal 
Colombo .........., 150/ — ° 102/6 
CuraeaO ......0...... 80/— 125/— 
Glasgow ..........- 250/ — 115/-— Waliser 
Hong Kong ........ 150/— 115/— Waliser 
Havann ‚........... 142/6 125/ — 
Karachi ............ 150/ — 45/— 
London ...........- 250/ — 115/— Waliser 
Liverpool .......... 250/— 115/— Waliser 
Lissabon ........... 250/ — 160/— 
Madras ..........0. 150/— 45/— 
Melbourne .,... e 180/— 35/— 
New Otleans ....... ' 58/2. 40/— bis 69/— 
New York .......... 47/6 55/— bis 68/— 
Palembang ......... 125/— 127/— 
Pensacola .......... 80/— 4Q/— 
Port Said .........0 250/ — 186/6- 
Panama .. ........, 75/— 125/— 
totterdam.......... 220/ — 160/— 

; Rio de Janeiro ..... 250/ — 185/— 
St, Thomas......... 160/ — 124 — 
Sydner ......0.0.0.000 175/— 21/3 

Der Durchschnittspreis per Tonne stellt sich, nach dieser 
Tiste berechnet, für Kohlen auf 104/—, ür Öl auf 191/—. 

i Nur in New York, Panama, Curacao und Palembang war Öl 
A, Kı 

Vermischtes 

VYom Jutemarkt, Herr Direktor Carl Trapp schreibt 
uls: Wie die meisten Stapelartikel hat auch Rohjunte 
in den letzten Wochen einen . erheblichen Preissturz 
zu verzeichnen gehabt. Trotz der Kkleinen Ernteschätzung, 
die jetzt durch die Tatsache ihre Bestätignng findet, daß 
verschiedene Preßhänser schon jetzt diür die Saison ge- 
schlossen haben, weil es aun genügender Menge guter Qualität 
mangelt, mußten die Preise erhehlich weichen. Wenn auch 
der Rückgang ' des indischen Wechselkurses von ca 15 % 
hi-rzu wesentlich beigetragen hat, so ist.doch das Pehlen 
jeglicher Nachfrage infolge der Flaute auf dem Warenmarkt 
die Hauptursache, 4 . 

Dunder hält die während des Kohlenarbeiterstreiks 
beschlossene Arbeitseinschränkung aufrecht, die Mehrzahl der 
F:}brlken arbeitet 35 Stunden an vier Tagen, während einige 
“_{9rke auf eine dreitägige Arbeitszeit zurückgingen, Die 
QJ‘__O.W‘;9. Schwierigkeit ist durch die Weigerung vieler 
Käufer, ‚hamentlich der Amerikaner, ent«tanden, a'tigeszich€5 
der ffe;::'mderten. Marktlage ihre zum Teil recht erheblichen 
Ab30nl_usso abzunehmen, ein Geschäftsgebahren, das im Orient 
auch in der Vorkriegszeit nicht befremdete, das aber im 
\\'_esthcher: Europs und Amerika, wenigstens in der Jatebranche, 
nicht bekannt war. Zum Teil sind Einigungen durch Hinaus- 

‚ca 5 £ 
; auf Inte kommen. 

Wechselkurs heute 3!/2 d höher, die Fracht Caleutta—Kuropa 
teurer als früher ist und daß jetzt 30 s Austuhrzoll 

Dies macht zusammen ca. 10--11 £ Mehr- 
kosten gegen 191% Im Januar 1914 notierten erste Marken 
32 £, so daß die heutigen Preise im Verhältnis schon billiger 

; als vor dem Kriege sind. 

hat sowohl in Indien als auch in Eungland überrascht. 
Die rücklänlige Bewezung des indischen Wechselkurses 

Man 
hatte erwartet, daß große Ausfuhren in Weizen kurssteigernd 
wirken müssen und daß der Kurs gegen Eude des Jahres auf 
2/3 d stehen würde, “ ; 

Der Dundee-Warenmarkt hat seit Jahren kein so. 
trostloses Aussehen gehabt wie gegenwärtig, die 
Preise sind nominell und werden sich nur sehr schwer erholen 
unzd den gestiegenen Herstellungskosten und Lüöhnen wieder 
anpassen können, da in den Händen .des Großhandels erheb- 

; liche Mengen unverkaufter Ware sich befinden, 

schiebung äer Liefertermine, ader durch Preisermäßigungen: ' 
erlolegt, zum 'Teil blieben die Annulliernngen bestehen. 

Calentta hat eine Arbeitseinschränkung auf 
ab ‚Jannor beschlossen, und hegründet die Maßns 
Kohlenknappheit infolge Waggonmangels; Belgien, Südfrank 
reich und Schwelen melden ebenfalls Herabsetzung der 
örbeitszeit und Arbeiterentlassungen. © — Rohjute hat mehr als 10 £ je t in den letzten Wochen 
eingebüßt, die Notiernnzen sina mominell, da fast kein 
Geschäft auf Abladung staitfand; Spekulunten offerieren Firsts 
Substitutes bis herunter zu 31,10 £. Der Markt kommt jedoch langsam wieder auf ein verhältuismäßig normales Preisnivean., 
Um die heutigen Preise mit den Vorkriegsprxeisen zu ver 
gleichen, darf nicht außer acht gelassen werden, dAß der 

| 
| 
| 

Für Calenutta und New York- gilt dasselbe: weichende 
Preise und keine Känfer, ; 

Die Preisbewegung der letzten 5 Wochen stellt sich wie 
Yolxt: Rohjute erste 1 Ball. fob S.6Cops in Dun- Hessians 40 in 101/20z 

Marken Abldg. ‚Calcutta ge perspyndel in Dundee 
cif Dundee in £ in Rupien in s und d in d 

10/11. 20. 51/— 835 5/— 624/36 
17/11.20. 48/— 83 4/10 618/48 

; 24/11.20. 47{— 76 410 6$/48 
1/12. 20. 43/— 74 4/6 54248 
812.20. 41/— 70 A/4 536 /u8 

Lingleum Hess, Calcutta Hess, 40 in Calcutta Hess. 40 in Indischer 
Bas. 40in 101/20z 10 oz ecif Dundee 10 0z loco New York Wechselkurs 

in ; in s und d in cts insund d 

* 10/11.20 88648 36/— 7,25 1/83/4 
‘ 17/11.20 8? ug 353/— 6,70 1/81/2 
24/11.20 Sag 34/6 6,70 1/78 x 
1/12.20 8!2/u8 31/6 6,50 1{71n 
8/11.20 79%/u8 30/— 6,— 1/6
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VYom Baumwollmarkt, Dem Bericht der Firma Knoop 
& Fabarius, ‚Bremen, entnehmen wir: Die Preis- 
schwankungen im Laufe der Woche können gegenüber 
den Erfahrungen. der vorhergegangenen Wochen als un- 
wesentlich bezeichnet werden, obschon solche bis’ zu 

70 Punkten an einem Tage vorkamen. 
Wir entnehmen daraus, daß eine gewisse Ruhe in der 

Anuffassung der allgemeinen Lage Platz gegriffen hat gegen- 
über der erregten Stimmung, die geraume Zeit die Märkte 
beherrschte. Hierzu mögen die nahenden Feiertage das ihrige 
beitragen und so kann man wohl erwarten, daß uns zunächst 
noch ruhige Zeiten hevorstehen. An häufigen Preisverschie- 
bungen wird es aber natürlich noch auf lange hinaus nicht fehlen, 

Inzwischen wurde der Bürobericht am 13, 12. veröffentlicht, 
der die Ernte auf 12987 000 Ballen schätzt, eine Nachricht, 
die für Augenblicke eine flaue Stimmung hervorrief, bald aber 
einfach ad acta gelegt worden zu sein scheint, Auch hieraus 
schließen wir, daß die Grundsitimmung des Marktes 
besser, man möchte sagen, gesunder ist alg sie gewesen 
seit dem Zeitpunkt, an dem der Rückgang einsetzte und 
dann eine drastische Schärfe angenommen hat. Es fehlt eben 
jetzt an neuen Baissemomenten. ö 

Die Basis ist letzthin weiter gewichen, wohl in Verbindung 
mit einem neuen Rückgange in den Frachtraten, die für die 
„ons“ nunmehr, nachdem die effektive Ware den Termin- 
notierungen außerordentlich nahegerückt ist, wohl als Haupt- 
faktor zu betrachten und deswegen genau zu verfolgen sind, 

In den letzten Tagen hat sich die Nachfrage nach 
nahen und vor allem entfernten Lieferungen in effektiver Ware 
wieder belebt, was hoffentlich als ein gutes oder sagen 
wir wenigstens beruhigendes Zeichen für die Lage unserer 
Textilindustrie angesehen werden kann. 

Angola. Der der Ausreise des zum Generalgouverneur 
wiederernannten General Norton de Mattos vorhergegangene 
Aufenthalt desselben in England, erweckt das Interesse englisch- 
afrikanischer Kreise erneut für die portugiesische Kolonie 
Angola. Der Generalgouverneur hat einem englischen Bericht- 
erstatter interessante Aufschlüsse über die bisherige und die 
zu erwartende Entwicklung Angolas gegeben. Trotz der 
Schwierigkeiten während des Krieges hat sich der Handel 
Angolas erheblich vermehrt. Das dem europäischen ähnliche 
Klima ermöglicht den Anbau europäischer Getreidearten und 
Früchte, Es wird jetzt nicht nur der eigene Bedarf ‚gedeckt, 
sondern große Mengen an Getreidearten und Dosenfrüchte 
können exportiert werden. Die Einfuhr von Weizenmehl hat 
daher gänzlich aufgehört. 
geschäftes sind Fischkonserven, für die, wie aus der nach- 
stehenden Aufstellung hervorgeht, immer größere Mengen 
Olivenöls importiert werden. Der Wert der Einfuhr 
belief sich: 1914 Escudos 1919 Escudos 

Olivenöl .......... 56 545 Olivenöl .......... 113 889 
Weiße Baumwollzg. 205 653 Weiße Baumwollzg. 342 108 

Bunte » *135060% DBunte » 2 068 828 
Weizenmehl ....... 202 859 Weizenmehl ....... 269 823 
Wein ........0..0.. 240 433 Reis 000000000000 1 037 223 
Zement ........... 22 361 

Der Wert der Ausfuhr: 
> M 

Zucker ........... 268 579 Zucker s......040+ 694 395 
, n Kaffee............. 2 035 624 
Kaffee ............ 610 294 TTn . Kakaonüsse ‚...... 937517 
Kakuonusse ....... 319 027 P: möl 576 250 

Palmöl ............ 131 529 MOrn te Hmen . d Bienenwachs ...... 1 701 787 
Gummi .......00000 908 829 T Walfischöl 587 185 Häute .. ......... 602 412 

SCHOL s00000ne Rohbaumwolle.. .. 143 399 
Im ganzen vermehrte sich der Wert der Ein- und Aus- 

fuhr zusammen innerhalb 6 Jahren um 5 Mill. £ und hbetrug 
im Jahre 1919 7 Mill. £, vermehrte sich also um etwa 250 %. 

Neue Gesellschaften wurden im großen Maße gegründet 
und bis zu 20 Mill. £ in neuen Gründungen angelegt. 

Der Straßenbau mächt erhebliche Fortschritte und während 
im Jahre 191% nur 300 km fahrbare Straßen vorhanden waren, 
wuchs diese Zahl bis auf 12000 km. Entsprechend vermehrte 
sich die Zahl der vorhandenen Automobile um das Zwanzig- 
fache. Der Generalgouverneur hat die Absicht, Loanda, Lobiti 

und Mossamedes mit Eisenbahnen zu verbinden und enge 
Fühlung mit den britischen Nachbarländern zu suchen, außer- 
dem den Warenaustausch zwischen dem subtropischen Angola 
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und den tropischen portugiesischen Kolonien zu vermehren. 
Er beabsichtigt, in London ein Propagandabüro, und wenn 
genügendes Interesse dafür vorhanden ist, eine Ausstellung.zu 
eröffnen und zu erhalten, Die Finanzierung soll der „Banco 
Naecional Ultramarino“ übernehmen. ‚P. W. 

Neueingänge | 
einzusehen im Lesezimmer Rothenbaumchaussee 12, geöffnet von 8-4 Uhr 

Allgemeines 

„Das Geld als Zeichen.“‘ Von Kurt Singer. Verlag 
von Gustav Fischer, Jena, 206 S. 

Inhalt: Einleitung: Zur Methode. Erster Teil: Zeit- 
geschichte. ErstesKapitel: Die deutsche Geldverfassung 
vor dem Kriege. Zweites Kapitel: Die Umbildung des 
Geldwesens bei Kriegsausbruch. Drittes Kapitel: Die 
deutsche Geldverfassung während des Krieges, Zweiter 
Teil: Theorie. KErstes Kapitel: Das Wesen der Char- 
talität. Zweites Kapitel: Der Standpunkt der herrschen- 
den Meinung. Drittes Kapitel: Das Problem der Lytro- 
genese. Dritter Teil: Politik: Erstes Kapitel: Kritik 
der herrschenden Meinung. Zweites Kapitel: Die Anuf- 
gaben der Reichsbank. Drittes Kapitel: Die Epochen der 
Währurgspolitik. 

An unsere Leser! 

Obwohl sich die Herstellungskosten unserer Zeitschrift 

seit ihrer Begründung im Jahre 1916 allein für Druck und 

Papier um 633 % erhöht haben, hat das „Hamburgische Welt- 

Wirtschafts-Archiv“ — dem gemeinnützigen Charakter der Zeit- 
schrift Rechnung tragend — davon abgesehen, eine wesentliche 

Erhöhung der Bezugsgebühren vorzunehmen. Derhamburgische 

Staat hat vielmehr durch erhöhte Zuschüsse die Fehlbeträge 

gedeckt. I 

Angesichts der Finanzlage des Staates sieht sich jedoch 

das „Hamburgische Welt - Wirtschafts - Archiv“ nunmehr ver- 

anlaßt, eine Bezugspreiserhöhung auf 72 M. für das Jahr 

1921 vorzunehmen, um die Lasten des Staates nicht noch 

weiter anwachsen zu lassen. Auch diese Erhöhung deckt bei 

weitem nicht die Herstellungskosten der Zeitschrift. . Wir ver- 

trauen darauf, daß unsere Bezieher diese Maßnahme als durch 

die fortschreitende Teuerung durchaus gerechtfertigt an- 

erkennen und dem „Wirtschaftsdienst“ das gleiche Interesse 

wie bisher zuwenden werden. Es dürfte weder in Deutsch- 

land noch im Ausland irgendeine Wochenschrift geben, die in 

strengerer Objektivität über die Vorgänge der Volks- und 

Weltwirtschaft unterrichtet und zu so niedrigem Preise bezogen 

werden kann. Es ist dafür Sorge g?stragen{ daß der neue Jahr- 

gang in regelmäßiger Folge außer‘ den Aufsätzen über die 

wichtigsten Fragen der Finanz- und Wirtschaftspolitik aus.der 

Feder erster Sachverständiger Berichte über die Wirtschafts- 

lage folgender Länder enthalten wird : 

England Mesopotamien 
Frankreich Britisch-Indien 
Rußland China ; 
Schweden Japan 
Deutsch-Österreich Südafrika 
Tschecho-Slowakei Vereinigte Staaten 
Jugoslavien Mexiko 
Ungarn Brasilien 
Bulgarien Argentinien 
Agypten Chile, 
Syrien 

Der Kreis der Berichtsgebiete wird ständig erweitert, 

Hamburg, Ende 1920. . 

Der Verlag des „Wirtschaftsdienst‘“. 

Verantwortlich für : Deutsche und österreichisch-ungarische Volkswirtschaft und allgemeine Redaktionsangelegenheiten: Hauptschriftleiter Dr. Kurt Singer; Ausländische 
Volkswirtschaften: i. V. Dr. Hans von Eckardt; Anzeigenteil: Horst Weybmann, Geschäftsführer des W.-D.; sämtlich in Hamburg 36, Rothenbaumchaussee 5. . Druck von H. O. Persiehl, Hamburg 8.
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